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Parlamentarische Anfrage Nr.826/J 
" .' B' . b t r·r· ß an·Q1P·una8sreglerung e -r.~a.-

nahmen der Bundesregierung für 
die studierencle Jugend 

An den 

Pr~sidenten des Nationalrates 
DipT.Ingc Karl IIALDBRUNlmR 

XII. Gesctzgebungsperiode 

8. September 1971 

Die Abßeordneten zum Nationalrat BLSCHA und Genossen 

haben am 15.Juli 1971 unter der Nr.826/J an die Bundesre­
gierung eine Anfrac;e, betreffendrlaßnahmen der Bundesre­

gierunc·für die studierende Jugend gerichtet, welche folgen..,­

den Wortlaut hat: 

"Am Ende deriHerbstsession des Nationalrates 1970/71 

1llurden an alle I-litglieder der Bundesrec;ierung Interpella­

tionen betreffend die Durchführung der Regierungserkl~rung 

. ge'j?-i~-:'1tet,~ D~·ese Anffagen ~:ml1d:e:n im TJä~J.$(3· d~r"T·Io!1f.l.t·? T'T~rz 

'und April 1971 von den befragten Regierungsmitgliedern in 

ßehrausführlicher Weise -Getrennt nach Ressorts - beant­
wortet. 

In den ßeither vergangenen Monaten hat die Bunde$regie­

~-rung ihre Bemühungen um die Verwirklichung dieses Regierungs-
. " 

programmes intens:i v· fortge:st?tzt. 
Um einen Überblick zu er11al ten, vIelehe I'laßnahmen der "Bun-' 

desregi~rung von besonderer Bedeutun~ für die studierende Ju­
g~nd sind, stellen die unterzeichneten Abgeordneten an die. 

Bundesree;ier1.Jng· gemäß § 71 GOG· die nachstehende 

Anfrage: 
Welche Maßnahmen haben die einieln~nMitglieaer der Bundesre-

· gierung oder die Bundesregierung als ,Ganzes in Verwirklichung 
der RegierungserkLärung od;er übe'±' die Regi:erungserklärung 

hinausger18nd gesetzt, die für die studi:erencle .Jugehd von 

Bedeutung sind?" 
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Ich beehre mich, diesß Anfrage namens der Bundesregierung 

wie folgt zu beantworten: 

~,lie bereits indem der Einleitung der Anfrage dienenden rrext 

von .Abgeordneten festgestellt wurde, ist die Bundes-" 
I"'e,~-.L' e1'1''''10' }"<,r"'l'!'}'t (j'C,"ncoI-l O~l':; uo'~ ~ L) .,. - _"-.L b '-' c~ Li J.1. 0 c· W '--, 0 .:' , ~ ... t... \i _ ..l.L ihr in der Regie1'ungserkl~rung 

dargelegten Ziele zu realisieren. Die Bemühungen um die Verwi1'k-

lichung dieses Regierungsprogranmes ">"mrden stets in.tensiv ge-
r'" -l­~. unrv 0 

Zur Darstellung der von den einzelnen Regierungsmitgliedern 

in diesem S:inne gesetzten f''laßnEJ.h.men lW.be ich die einzelnen BV.ndes-
, 't . ".L. 11 ., 1 +- ,,' mlnlS er um ~ve_ ungnanmen erSUCl~ una GleSe -

.. Anfrage folgend -' ressor'h,reise zusammengefaßt. 

Bevor aU.f andere für die studierende Jugend seitens des 

Build.esministeriuTils für Unterricht lmd Kunst Gesetzte l'Iaßnahmen 

geIlclIlIJ.t en 

Ressorts, die bereits zu Bundesgesetzen geführt haben oder in 

parlamentarischer BeIjanc11ung stehen, darzustellen, sein. 

So 'wäre, zlJ.niicbst die Stl.üJ.ienförclerungsgesetz-Novelle 1971, 

EGEl.NI'. 330/1971, zu erwähnen, die bei der Gev,,;c.ihrung von ßtudien-

beihilfen 

ft1higkeit 

die finan~jiellen Belastunßen, die die. materielle Leistungs-

d Cl,.,1~ 'r'lt: de "t n' , 1 "e' t ,'~c'[t'J' en in' G'r:"-""Y'e n . _ -1:.;. "ern s 0 U,_,.J.erenQen (k :>ln:~I (.:1. ' 1 , .. e; " , . _.,1 ~) Ul:t~_ .. ,1. 

Umfang alE: bisher be'r:,i,cksichti§ft. In diesem Sinne wurden auch UI:l. 

:.den gestiegenen LebenshaI tungskosten Rechnung zu tragE;n die Ein­

kommensgren7,en und St\ldienbeihilf~n erhöht. Des I,rei teren schafft 

di~se Novelle die gesttzliche Voraussetzung fUr die M6g1ichkeit, 

die Anträ'geauf Gewi?hrung von Studienbeihilfen durch die EDV-Anlage 

an der UniveI'si tät Hifm bear'hei ten zu lassen., Durch diese Bestim­

mung 1;drd eine 1,vesentlich raschere Erledigung der J~ntr8-ce al"s"b:U3her 

.. gewährleistet. 

Als nächstes zu diesem Bereich zählendes Bundesgesetz wäre auf 

die am 17.1'13.rz 1971 beschlossene :01'ove11e zum Familienlastenaus­

gleich.sgeset z 1957 (BGBl.Nr.116/1971) hinzmveisen. Nach dieser 

Novelle bE'.:steht - vorerst allerdings nur für das Schul (ßtudien) jahr 

1971/72 - $in An~pruch auf Schulfahrtsbeihilfe oder auf eirie kosten-

lose Schulfahit fUr alle Schijler urid Studenten östprreichischer 

StaatsbüI'gerscha:ft ,die eine öffentliche oder mit c1.emÖffer.tlich-
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keitsrecht ausgestattete Schule oder Hochschüle im Inl~nd besuchen, 

insoweit für sie Anspruch auf Familienbeihilfe besteht und der 
Schulweg mindestens 2 km beträgt, es sei denn, daß der Schüler der-
,', . 

art behindert ist, daß auch dieser ;Schulweg ohne Benützung eines 

Verkehrsmittels unzumutbar istb 
Schließlich' bringt auch das Gesetz über die Gewährung von 

Schulbeihilfen und Heimbeihilfen (Schülerbeihilfengesetz, BGBl.Nr .. 
253/1971) Ivlaßnahmen für di,e studierende Jugend von essentieller Be­

deutung .. 
Durch dieses Ges~tz ist jede~ Schüler die MBglichk~it ~eboten, 

unabhängig vom Einkommen seiner Eltern eine mittlere oder höhere 
Schule zu absolvieren. Die .sozialen und rep;ionalen Schranken, die 
einem Te.il der Jugend ibisher den Zugang zu hBherer Bildung verwehrt 
haben, werden mit diesEhn Gesetz soweit als möglich abgebaut. Das 
Schül~rbeihilfengesetz l~ehnt sich in seiner Konzeption weitgehend an 
das Studienförderungsgesetz an uncl sieht einen gesetzlichen Anspruch 
auf die Gewährung von Schülerbeihilfen an Schüler der Oberstufen all·~ 
gemeinbildencler'und berufsbildender: höherer Schulen als auch der 
mittleren Schulen und des Polytechnischen Lehrganges nach sozialen 
uird:.lei.stungsmäßigen Kriterien vor, wobei die in schulfernen Ge­
bieten wohn:en~en Schüler besonders berücl<:sichtigt werden .. Für die 
9. SChul stufe sind jedoch nur Heimbeihilfen vorgesehen, da auf 
di~$e~ Schulst~fe noch dteallgemeine Schulpflicht besteht. Ent­
sprechend der finanziellen Leistungsfähigkeit der Eltern, sonstiger 
Unterhaltsverpflichteter.oder des Schülers sind nach dem Gesetz unter­
schiedliche Höhen von Beihilfen vorgesehen. 

,Das Gesetz kennt 2 Artenyon Beihilfen, nämlich die 
.. Schulbeihilfe.-und besondere Schtllbeihi lfe und die 

Heimbe.ihilfe. 

D~e Schulbeihilfe beträgt. bei einem elterlichen Einkommen 
von';,O ~640000.--S oder bei einem Einkommen des Schülers von 

o - 200000.--3, 1.000 - 5,,000.--8. 

Die Heimbeihilfe kann bei einem elterlichen Einkommen 
von 0 - 64.000.-.-,-8 öder bei :einem EinkolP..men des Schülers von 
o - 20.000.--8, 1.000 bis zu 6.000.--3 betragen. 
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Nicht unerwähnt darf im" Zusarr,.lnenhang mit Maßnahmen . für 

die studierende Jugend das BUl1.desgesetz vom 80 Juni 1971 (BGBl o Nr. 

23/-1-/71) bleiberi, mit dem das Schulorganisationsgesetz neuerlich ge­

ändert wird (4 0 Schulorganisations-Novelle)0 Der wesentliche Inhalt 

dies'er Novelleste11t die Verlängerung der Sistierung der 130 Schul­

stufe (9 .. Stufe) an den allgemeinbildenden höheren Schulen um weitere 

5 Jahre dar. Daneben bringt diese Novelle den Entfall der Prüfungen 

für die Aufnahme in eine allgemeinbildende höhere·· ßchule in den 

Schuljahren 1971/72 Q:is. 1975/76 und ordnet schließlich die Durchführung 

eines umfangreichen Schul versuchsprogra.T!l.mes zur ErprObung neuer 

schulorganisatorischer Formen an. 

Wenngleich der Zeitpunkt seiner parlamentarischen Bepandlung 

derzeit. nicht ahgesehenv';ercl.en kann, sei dennoch auf den neuen 

Entwurf eines Schulunterrichtsgesetzes (überarbeitete und er­

gänzte ~assung des Entwurfes ex 'i969) hingewieseno Dieser über­

arbeitete Entwurf wurde im Laufe der letzten Jv'Ionate unter Aus­

wertung der Ergebnisse des Begutaclltungsverfahrens über den 

zweiten En:twurf eines Schulunterrichtsgesetzes (1969), ferner den 

Beratu.ngen bei" der Enquete·· im Jahre 1969 und im Rahmen der Schul­

re formkolIuniss ion .. sowie auf Grund verschiedener Überlegunsen , die 

i.n der ~wischenzeit angestellt worden sind, erstellt~ Der .Entwuf, 

der den bisher einer gesetzlichen Grundlag~ weitgehend entbehrenden 

sogenannten inneren Schulbereich regelt, soll im Oktober oder 
. I 

November 1971 (allerifall!s· mi t<"gewissen j:~nderungen) als Regierungs-
. I. . 

vorlage dem Nationalrat,'zug€rleitet -werden. 

Die Dar"stellung der legislativen Maßnahmen, die vom Bundes­

ministerium für Unterricht· und Kunst initiiert wurden, wäre unvoll­

ständig, vvürde nicht auf die Schaffung von Lehrplänen bzw • die 

Aktualisierung dieser, die vor allem auf dem Sektor der berufs-'-"'· 

bil~:.enden ab~rauch im· Be~eich des allgemeinbildenden Schulwesf:;ns< 

neu gestaltet vmrden, hingewiesen werdenoEs handelt sich dabei 

durchwegs um LehrplanäIlderungen, deren Ziel es ist, den Reformbe-. 

strebungen, auch in 4nsehung der Unterrichtsgegenstande Hechnung 

zu tragen. 

Dag.< Bundesministerium für Unterricht und Kunst hat im 

besonderen in ZusaIr..mena,rbeitmit den zuständigen IJaIldesschulinspek­

toren und mit Arbeitsgruppenvon erfahrenen L~hrei;n neue IJehrplan­

entwürfe für die grundlegenden :Fachrichtunge'Il ·anHöheren 
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technischen und gewerblichen .Lehranstalten ausgearbeitet. Bei 
diesen LehrplanentV>tiirfen ist ein maximales Ausmaß von L+-O :,Vochen­
stundenfür die Pflichtgegenstän~e als Grunalage angenommen worden; 
der J.Jehrstoff wurde gestrafft und dem heutigen Stand der Technik 
angepaßt. 

Diese Entwürfe wurden für folgende Höhere technische und 
gewerbliche Lehranstalten hergestellt: 
Höhere technische Lehranstalt für Maschinenbau 
Höhere technische Lehranstalt für Betriebstechnik 
Höhere technische Lehranstalt für El\3ktrotechnik 
Höhere technische Lehranstalt für Elektrische Nachrichtentechnlk 

und Elektrotechnik 
Höhere technische Lehranstalt für Hochbau 
Höhere technische Lehranstalt für Tiefbau • 

.F'ür diese Lehrplanentwürfe muß noch das Begutachtungs­
verfahren durchgeführt v/erden. 

Wenn hier schon die Ausbildung an Höheren technischen 
Schulen gestreift wird, müßte unter einem auf die Installierung des 
Schulversuches "Postsekundi:ire Kollegs 11 verwiesen werden .. Diese Ein­
richtung' wurde für Maturanten aller Arten von allgemeinbildenden 
höqereD: .Schulen qnq von berufsbildenden höheren Schulen anderer 
F~chrichtuiig als das jeweilige Kolleg geschaffen, um diesen Interessenten 

~. . 

in 2· bis 2 1/2 Jahren eine technische Berufsausbildung entsprechend der 
einer facheinschlägigen Höheren technischen Lehranstalt zu vermittelno 

.. Konk~et werden folgende Kollegs geführt: 
.. ·'Kolleg fü·r Maschinenbau an der Höheren technischen Bundes­

lehransta·lt Linz 11, mit einer Dauer von 5 Semestern; 
Kolleg für Elektrische Nachrichtentechnik und Elektrotechnik· an 

der H'c5her~n technischen Bundeslehr- und Versuchsanstal t ~Vien· 1)(' (TGr~I) 
und an der Höheren technischen Bundeslehr- und Versuchsanstalt Graz­
Gost'·ing, für. Elektrotechnik an der Eöh.techn .. Bds.Lebr-u"Vers.Anst. 
Mödling, 

und für Tiefbau an der Höh.techn.BdsGJ.Jchr-u. Vers.Anst .. liien 1 0 , 

diese Kollegs haben eine Dauer von 2 tTahren. 
Nach entsprechender praktischer ingenieurmäßiger Tätigkeit 

, " -:; ,~; , ; . .' .... ,. '. .,',. 

wird den Absolventen die,ser Kollegs, so wie den Abg2ingerri der .. - . . 

Höheren tec·bn .. Lehranstalten, die Standesbezeichnung "Ingenieur" vom 
Bundesfuinisterium für Bauten und Technik verliehen werden können. 
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Schließlich kommt deirTätigkeit der im August 1969 konsti­
tuierten Schulrefornkommission (beratendes Organ des Bundes­
ministers für Unterricht Ulld Kunst in allem Angelegenheiten der 
Schulreform) üU30fern erhebliche praktische Bedeutung zu, als 

alle w~sentlichen Maßnahmen (einschließlich legistischer Vorhaben) 
des Ressorts auf dem Sekt'or des Schulwesens in den beiden letzten 
Jahren in diesem Expertengremium einer eingehenden und sachlichen 
Beratung unterzogen wurden. 

F'ür die studierende Jugend eröffnet sich durch die 
Institutionalisierung der Ausbildung zum Hauptschullehrer, 
sowie zum ]~ehrer für Polytechnische Lehrgänge und Sonderschulen 
die Möglichkeit, unmittelbar nach Ablegung der Reifeprüfung ein 
weiterführendes StudiUm an Pädagogischen Akademien (im SChuI,iahr 
1971/72 zunächst an vier Pädagogischen Akademien) zu beginnen .. 

Für dieses Studium li.egen bereits exakt ausgearbeitete 
Studien- und Prüflmgsordnune;en vor, wonach durch entsprechende 
BetreuUng geviährleistet ist, daß die überwiegende Mehrzah~ der 
Studiert;nden nach Ablauf von 6 Semestern den Beruf eines· Haupt­
schullehrers ergreifen kann. 
Bisher führte der 7ieg zum Hauptschullehrer über die Ausbildung 
:?,UID V·oIksschuIlBhrer. Diese Ausbildung. konnte nur kursmäßig neben. 
der 13eruf'stätigkeit als Volksschullehrer erfolgen, war also sehr 
belastend und dauerte:· länger als auf Grund der eben angeführten 
neuen Einrichtill1ßo 
Die Za.hI eier Abgf.~nger von allgemeinbildenden höheren Schulen 
ist im Steigen begriffen. In dies~r Situation stellt diese Mög­
lichkeit eines Lehramtsstudiums für sie eine zusätzliche Chance 
dar, ein Berufsziel rascher als bisher zu erreichen ,-md überdiE~s 
die Gewißheit zwhaben, den Beruf unmittelbar nach Abschluß 
des Studiums ausüben zu könneno (Bekanntlich besteht großer Bedarf 
an H~uptschullehrern, der Anteil der geprüften Lehrer an Haupt­
schulen beträgt nur etwa 50 %!) 

Das Schulentwicklungsprogramm 1971 - 1980, dessen Erarbeitung 
und Zusammenstellung von Bundesminister Dr. Mock·· in Auftrag ge­
geben und von Bundesminister Gratz ahgescnlos-sen wurde, stellt 
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einen wichtigen Schritt zUr Vervdrklichung der Regierungs­

e-rklärung von Bundeskanzler Dr. Kreisky am 27 0 4.1970, und 

· .zwar in folgenden Funkten dar: 

a) Langfristige Bildungsplanung lL.'>ld bewegliches Bildungssystem 

b) Entwurf für ein Bunde?gesetz betr. die Errichtung und Erhali:;ung 

von Schulen. 

c) Ausbau des berufsbildenden Schul.wesens. 

Die Bundesregierung hat daher in de:r Sitzung am 1.6 .. 1971 nach 

· dem Bericht des Bundesministers ,fiir Unterricht und Kunst· an-
. .' 

tragsgemäß das Schulentvvicklungsprogramm beschlossen. Dieses 

wurde sodann dem l)arlaIIlent als Bericht übermittelt. 

Für die Erstellung des Schulen:twicklungsprograrnmes waren folgende 

wesentliche Oberlegungenmaßgebend: 

Auswei tung der. Kapazität an Sch-iilerausbildungsplätzen auf dem 

Sektor der.weiterführenden Schulen, sodaß ein Drittel der Jahr­

gangsgruppe der 15-19jährigen schulisch versorgt werden kann. 

Forcierung des Ausbaues des berufsbildenden Schuhvesens 0 

.. - . . 

Minderung des St.adt-Land':"Bildungsgefälles und möglichste 

Chancengle ichhe i t für alle" Bevölksrungsgruppen 0 

Im Ze;traum von 1971 -1980 sollen folgende zusätzliche·Aus­

bil,d1mg.splätze an inittlerenlind' höheren Schulen in den einzelnen 

Bundesläbdern geschafft werden: 

Burgenland 

Kärnten 

Niederösterreich 

Oberösterreich 

Salzburg 

Steiermark 

Tirol 

Vorarlbe,rg. 

Vlien 

·3.110 

10.420 

21.675 

22 .. 410 . ,'. ~ 

8~23o 

26.310 

10.220 

5.320 
24.945 

Schülerausbildungsplätze 

-"-
_11_ 

_u_ 
_n_ 
_n_ 

IJ -,-
_11_ 

_"_ 

· Es istbeab~ichtigt, daß davon im Pro(jektsprogramm. 1971/72 

geglie,dert'nach Bundesländern insgesamt folgende Projekte 

realisiert bzv;.· in Angriff genol!lI:len werden sollen: 
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Burgenland 

Kärnten 

Niederösterreich 

Oberösterreich 

'Salzburg 

Steiermark 

Tirol 

Vorarlberg 

VJien 

~ 8 -

Zahl der Projekte 

3 
10 
18 

20 

18 

9 
7 

16 

. Schülerausbil­
dungsplätze 

1.050 

7 .. 570 
·90790 
13'0'+18 

J.j.. .. 770 
14,,545 

5 .. 100 
3,,630 

,\ o .. LJ-7o 

Das Prograrmn w'ird durch fortlaufende Erhebungen der ihm zu­

grunde liegenden Frimärdaten mit Hilfe der EDV-Anlagen erfolgs-

und zielkontrolliert sowie fortlaufend überarbeitet und in 2jährigen 

Abständen neu aufgelegt ~ sodaß im Sinne dE~r Regierungserklärung 

vom 2'7.4.1970 unervmrte·te Veränderungen in dieser .Hahmenplanung 

rasch lmd reilnmgslas absorbiert werden~lcönnen. 

2.. Bund.esministerium für soziale Verwaltung 

.S,ozial versf_cherung: 

Eine im Bereich der·Pensionsversicherung durch die 

25. Novelle zU.ln Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, BGBl.Nra 

)85/70, bevlirkte Verbess~rung für di~ studierende JUßend besteht 

darin, daß die höchstanreGhenbare Studienzeit an einer Hoch­

schule von bisher 4 auf 6 Jahre erwe i tert wl,lrde ... pi~se Er~y'ei terung 

fällt umsarnehr ins Gewicht, als" jedes volle .Studienjahrnicht mehr 

mit· bloß 6 Monaten, alsod~I'H~.Üfte, sondern mit 8 Monaten, ., 

also zwei Drittel berücksichtigt w:irdo Die zuletzt angeführte 

Verbesserung wird sämtlichen cmrechenbaren. Schulzeiten zuteil. 

Analoge Bestimmungen sind in der 19. Novelle zwn Gewerblichen 

Selbständigenpensionsversicherungsgesetz, BGBl .. Nr. 386/70, 
und in der 1. Novelle zum Bau,ern-Pensionsversicherungsge-

setz, BGBl.NI'. 389/70, ehth'alten. 

Neu eingefüh~t wurde ;/ei ters die besonder.s im Interesse 

der Medizinstudenten (Arzte) gelegene B~hicksichtigung von 

Zei ten, während derer nach dem Hochschulstudium eine vor~~ 
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geschriebene Ausbildung für den künftigen" abgeseblof.!sene 
,HochschulbildunG erfordernec.en Beruf erfolgt 0 Durch diese 
Verbess8nmg wird die an das Hocbschulstudium an;3c.hließende 

vörgeschriebene praktisbhe T~tigkeit, die einen Abschnitt 
,des vorgeschriebenen Ausbildungsganges darstellt, mit den 
sonstiBen Ausbildungszeiten gleich behandelt. 

!:rießsopferversorgllng:. 

Ab dem Studienjahr 1970/7/1 wird aus Mitteln- des 
Ausgleichstaxfonds (BGBloNr. 22/'1970) für Waisen und Kinder 

, von Schwerkriegsbeschiidigten, die die Oberstufe einer all­
gemein bildenden h~heren Schule, eine berufsbildende mittlere 
oder h~here Schule i eine Anstalt der Lehr'3r- unc1Erzieherbildung 
oder einen Lehrgang, der zumindest eine abgeschlossene Pflicht­
schulbildung zur Voraussetzung h.,-ü;, besuchen, eine Beihilfe 

für die Ausbildung gewährt. 
Eine Beihilfe vlird auch gewährt, wenn eine begünstigte 

Person die Unterstufe einer allgemein bildenden hbheren 
Schule besucht und ohne diese F~rderung von dem Schulbesuch 
ausgeschlossen wäre, vveil sie in einem Ort wohnt, in dem 
es nur eine mehrstufige Volksschule Gibt und die Eltern für 

" , 

die Kosten eine?:tnternates oder einer ande):'ep',Unterbringung 
im Schulort nicht aufkommen kc.)nneih-

Die Beihilfe beträgt.jenach der sozialen Bedürftig­

keit, 350 3~ 700 S, 1050 S, oder'14oo S monatlich4 

3- ,Bundesministerium für Fi.nanzen 

Als rilaßnahmen, die sich auch zugunsten der studierenden 
Jugend auswirken, sind'die Schaffung einer SchulTahrtbeihil.t;e 
und der M~glichkeit von Scbülerfreifahrten zu erwähnen 0 Die 
,entsprechende Rechtsgrundlage enthält das Bundesgesetz vom 

'>~ > '-"., " 

17. M~rz 1971, BGBl.Nr. 116. 
Der wesentliche Inhalt diesesGBsetzes wurde bereits 

:im Kapitel IIBundesministerium für Unterricht und-Kunst ll 

dargestellt. 

j 
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Hier sei noch darauf verwie.sen,daß· mi,t die.~em Bundes­
gesetzder Bundesminister für }i'inanzen ermächtigt wurde, mit 
Yerkehrsunternehmen Verträge für das Schuljahr (Studienjahr) 
1971/72 abzuschließen, wonach sich diese Unternehmen ver­
pflichten, im I..Iinienverkehr gegen Ersatz des für den Schüler­
verkehr (Hochschülerverkehr) im Tarif vorgesehenen Fahrpreises 
durch .elen Bund Schüler unentgeltlich zur und von der Schule zu 
befC5rdern.(Schülerfreifabrten). 

'. 4; Bundesministerium für Land- und FOrstwirtschaft 

.... I,egisiik: 

Die Einbeziehung der Schüler von land- und forstwirtschaftlichen 
Schulen in das Schülerbeihilfengesetz, BGBl.Nr. 253/1971 konnte 
erreicht werden. 

Bau bzw. Ausbau von Schulen und Schulungszentren: 

Gewährung eines Bundesbeitrages von 655.000,-- S für die Er­
richtung einer landwirtschaftlichen Fachschule für Mädchen in 
Oberpu~lendorfq 

. Gewährung eines Bundesbeitrages von 3 Mill. S für die Moder­
nisierung des bäuerlichen Schulungsheimes "Raiffeisenhof ll 

: . in Graz Q 

GewährBDg eines Blmdesbeitrages von 650 0 000,-- S für den 
""Ausbau der landwirtschaftlichen Fachschule für Mädchen Buch­

hof bei Wolfsberg. 
Gewährung eines Bundesbeitrages von 1 Mil:l. S für- die Er;;;' 
richtung eines landwirtschaftlichen Schulungs zentrums in 
Lirlz Viegscheid. 

:y~rleihung des Öffentlichkeitsrechtes: 

Der landwirtschaftlichen Fachschule für Burschen in Föderlach 
wurde das Offentlichkeitsrecht verliehen • 

. Die -Vorarbeiten für die Erstellung eines umfassenden forst ... 
lichen Bildung$plans für alle Ebenen und Schichten-sowohl _ 
für die Aus-·wie für die Weiterbildung wurden in Anfriffge~ 
nornmen. 
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5. Bunde smini st.e ri um. fÜr .Lanclesver.t~J9-_iguJig 

Durch das Bundesgesetz BGBl.Nr. 272/1971 wurde ins­
besond~re die Dauer des bisherigen ordentlichen Fr~senz­
.dienstes von neu.'1. Monaten auf die Dauer des nunmehrigen Grund-

.,wehrdienstes von sechs Monaten verkürzt. Diese Regelung er­
möglicht es den rw'ehrpflichtigen, ihr Studium, ihre sonstige 
berufJ.iche Ausbildung beziehungsweise ihre jeweilige berufliche 
Tätigkeit nach Ableistung dieses .Präsenzdienstes früher als 
bisher aufzunehmen. 

6. Bundesministerium für Verkehr 

Die Österreichischen Bundesbahnen haben sich mit Wirksam­
keit vom 1. März 1971 der von verschiedenen europäischen 
Bahnverrmltungen iris Leben gerufenen Aktion "Hail Europ Junior" 
angeschlbssen. Bei dieser Aktion genießen Kinder und Jugend­
liche im Alter von 10 bis 21 Jahren bei Heisen, die zwei be- .' 

.. teiligte BahnverWaltungen berühren, eine Fahrpreisermäßigung 

.' von 25%. 

7. " Bu.ndesministerium fi:i.r Bauten' .und Technik 
~., .' . . ... , ~~- ~ ~. - . , .... '-

.. ?-:j..er"" wird ins'besondere .:'atif die 'Bedeut:ung des":vom 
B.und.~smill'isterium für,Bauten und Tecbnik zur Behebung 
der ärgsten Schulraumnot durchgeführ"tien Schnellbauprogrammes 

," ';' . . 

mit, ,dem Ziele de"r Schaffung zusätzlicher Klassenräume in den 
einzelnen Bundesländ~rn zu verweisen sein. 
Darüber hinaus hat· es das. Bundesministerium für Bauten und , , .. ' ",' . ", 

Technik. übernommen, durch die Mitwirkung an der l)lanung 
und Baudurchführung der vom Bundesministerium. für Unterricht 
und Kunst,· in sogenannten Leasing-VeKfah.ren errichteten 

;M,it,telpchulneubauten der Schulraumbeschaffung zusätzliche 
.. Impulse zu geben. 

Derzeit'befiricien sich Neubauvorhaben .. eines Bundesreal­
gymnasiums in Giissi;ng und eines Bundesgymnasiums, Bundes­
realgywBasium und einer Bundeshand~lsakademie sowie einer 
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Bundeshandelsschule in TamsVleg in Durcbfübrup.g. Im 

l)lanungsstadium befinden sich Neubauten einer Höberen 

technischen Bundeslehranstalt in SaalfeldELU, und in 

B.?-nkweil, eines Bundesrealgymnasiums in Traun, eines Bundes­

g;ymnasiums in Völkerrnarkt, sowie einer Bundesbandelsakademie 

und Burideshanclelsschule in Spittal/Drau und einer Handels­

akademie lmd 11andelsschule in Zell/See. 

Die durch die lilitvlirkung des Bundesministeriums für· 

Bauten und 'rechnik an den Leasing-Ba,uten des -Bundesministeriums 

für Unterricht zusätzlich geschaffenen Mittelscbulbauten 

. ßind derzeit mit ei.nem Gesamtaufwand von S 365 Mio veranschlagt. 

Die Errichtung von Heimen für Studenten wird nach den 

Bestimm1.h'1gen des Wohnbauförderungsgesetzes 1968, BGBl o Nr. 280/ 

196?, mit öffentlichenB"inanzierungsmitteln gefördert. 

Nach dem Wühn·bauförderungsgesetz '1968 tritt unter bestimmten 

Voraussetzungen u.ae in :B~ällen sozialer Härte an Stelle der vom 

Förderungswerber aufzubringenden Eigenmittel ein Darlehen aus 

Förderungsmitteln. Die Regierungsvorlage betreffend die No­

vellierung des genannten Bundes[;esetzes (218 der Beilagen) 

sieht vor, daß die Laufzeit dieses l~j,ge!1mitteldarlehens auf 

20 Jahre,. verlängert wird; in sozialen Härt:fällen soll überdies 

eine. Stundung möglich sein. 

Die Bestimnungen de~ dohnbaufördeI'tmgsgesetzes 1968 über die 

Woh9-beihilfe dienen dem Zweck, die 7lohnungsaufwandbelastung 

für Bevölkerunßss~hichten mitygeringem EinkorrL'Ilen tragbar zu 

gestalten. In. der Regierungsvorlage betre'ffend die Novellierung 

des genannten Bundesgesetzes ist ein weiterer Ausbau dieser 

Subjektförderunt; vorges,ehen; so soll jener Teil des 'Nohnungs­

aufwandes, der die Grundlage für die Berechnung des Zuschusses 

bildet, erweitert werden. 

Es wird hiezu noch beme.rkt, daß die Regierungsvorlage in 

einigen Sitzungen des Bautenausschusses behandelt wurde; 

ein endgültiger Abschluß konnte jedoch noch nicht erreicht 

werden. 

Im Rahmen der 'ilohnbauforschung des Bundesministeriums für 

Bauten und Technik bef.indet sich das Forschungsvorhaben 
c 
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nSt"lldenten-'vlohnbeime" in j\;beif .. ·· 

'. DD.rin,vvird lJ.;'tersl1c.ht,. in vieleher J?orm der immer 

(1:c:Lngender\ wsrdend.f',:·:Bedarf an Student emwhnraürnauf 

opti~aleWeisebe~riedigt werden kann~ Konkrete Vorschlijge 

fiir die Schaffung de.s entsprechenden StudentenvJOhnrauTf!es 

s011en auf Grund "ion Erhebungen im Ausli:3.nd und i5.ber solche 

. der 8o~egenw~rti~en inl~naischen Situation erarbei~et werden. 
~ ~. . 

Die Ergebnisse s611;en als GruncJlage für einschl;";.c:ige 

Archi tektenwettbew;erbe dienen können. Die erst ... jiinsst 
n" d 1- ~, , 1 . - . h ' 1 tl' h f d' '"' geI~r .er"e tiI'Oel ~ vnrd· SlC. voraUSS1C}- lC.l au .. le l)'ii).,':;I' 

. . . 

voti~weiJahr~nerstrecken. 

8. Bundesministc.;rium fÜr 1:Jissenschaft und E'orschung 

Durch ,die Heranziehung von Studer~.ten zu Allfsichtsdiensten 

an Hochschulbibliotheken \mrden Arbeitsplätze für Studenten 

geschaff(j::'lcIn ~l.hnlicher '\"Teise wurde elen Studenten auch angeboten 

Aufsichtsdienste in Museen zu verrichten • 

. Darübel' Eini:t{;.>f .. hat das Bündesministeriul~ für \'Iis,senschaft 

und.,.Forschl.mg I'Taßnahmen im Rahinen seines Hirkunssb~reiches 
gesetzt, die f.ür die studierende Jugend von 1;,resentlieher Bedeu-

tu·,..,·:..... s; ~IC1' TI".; o·e e Tnl" tl' '-'tl' ve'''' s.: Da' .: In ,,; 1'1 ~eln e~' 
1 ":".15 -;'_.!.-.4.: • . .J~.~<? .. _"_ c ..... ' .J....L ..LJ.. ...Lu r:;:",,:-1~.6 _J.:'l..1.. in der Beant~ 

wortung: der)parlamentarischen Anfrage Nr.819/J n~her d~rgestellt. 

Um Wiederholungen zu vermeiden, darf hier auf die zuletzt 

genannte AntvJortnote verwiesen \-[erdene 

, . 
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